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Auf Grund des § 11 in Verbindung mit § 2 Absatz 1a des Berliner 
Hochschulzulassungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. Juni 2005 (GVBl. S. 393), das zuletzt durch Artikel I des 
Gesetzes vom 26. Juni 2013 (GVBl. S. 198) geändert worden ist, in 
Verbindung mit Artikel 6 Absatz 3 Satz 6 und Artikel 12 Absatz 1 
Nummer 7 des Staatsvertrages über die Vergabe von Studienplätzen 
vom 5. Juni 2008 (GVBl. S. 310), verordnet die Senatsverwaltung 
für Bildung, Jugend und Wissenschaft:

Artikel 1
Die Kapazitätsverordnung vom 10. Mai 1994 (GVBl. S. 186), die 

zuletzt durch Verordnung vom 12. September 2014 (GVBl. S. 339) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Nach § 1 wird folgender § 1a eingefügt:

„§ 1a
Für die Berechnung der Aufnahmekapazität für den Modell-

studiengang Medizin, den die Charité – Universitätsmedizin 
Berlin nach § 41 der Approbationsordnung für Ärzte vom 27. 
Juni 2002 (BGBl. I S. 2405), die zuletzt durch Artikel 2 der Ver-
ordnung vom 2. August 2013 (BGBl. I S. 3005) geändert wor-
den ist, erprobt, gilt ausschließlich § 17a; für diesen Studien-
gang entfällt abweichend von § 7 Absatz 3 die Untergliederung 
in einen vorklinischen und einen klinischen Teil.“

2.	 In § 7 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „vom 27. Juni 2002 
(BGBl. I S. 2405)“ gestrichen.

3.	 § 9 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
„2.	 Lehreinheit Tiermedizin

Vor der Berechnung des Lehrangebots der Lehreinheit Tier-
medizin nach Anlage 1 wird die Zahl der Stellen der wissen-
schaftlichen Einrichtungen, die Dienstleistungen für die un-
mittelbare Krankenversorgung und für diagnostische 
Untersuchungen einschließlich der Untersuchungen für das 
öffentliche Gesundheitswesen zu erbringen haben, um drei-

ßig vom Hundert vermindert. Die Verminderung erfolgt ent-
sprechend dem Anteil der Stellengruppen an der Gesamtzahl 
der betreffenden Stellen; Stellen des wissenschaftlichen Per-
sonals ohne Lehrverpflichtung, das Dienstleistungen nach 
Satz 1 erbringt, sind vorrangig abzuziehen.“

4.	 § 17 Absatz 3 wird aufgehoben.
5.	 Nach § 17 wird folgender § 17a eingefügt: 

„§ 17a
Die Aufnahmekapazität für den Modellstudiengang Medizin 

der Charité – Universitätsmedizin Berlin ist anhand der patien-
tenbezogenen Einflussfaktoren zu berechnen. Dabei ist wie folgt 
vorzugehen: 
1.	 Als patientenbezogene jährliche Aufnahmekapazität sind 

15,5 vom Hundert der Gesamtzahl der tagesbelegten Betten 
des Klinikums anzusetzen. 

2.	 Die Zahl nach Nummer 1 erhöht sich je 1.000 poliklinische 
Neuzugänge im Jahr um die Zahl Eins. Die Zahl nach Num-
mer 1 wird jedoch höchstens um 50 vom Hundert erhöht. 

3.	 Soweit in außeruniversitären Krankenanstalten Lehrveran-
staltungen vereinbarungsgemäß und auf Dauer durchgeführt 
werden, erhöht sich die patientenbezogene jährliche Auf-
nahmekapazität entsprechend.“

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 26. Juni 2015

Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Wissenschaft

Sandra S c h e e r e s

Dreiundzwanzigste Verordnung 
zur Änderung der Kapazitätsverordnung

Vom 26. Juni 2015
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 
2014 (BGBI. I S. 1748), in Verbindung mit § 6 Absatz 5 des Geset-
zes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. No-
vember 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
3. November 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 10-48 vom 2. September 2013 mit Deckblatt 

vom 3. März 2014 für das Flurstück 1032 (Louis-Lewin-Straße 
16/18) sowie das Flurstück 921 im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, 
Ortsteil Hellersdorf, wird festgesetzt. 

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Mar-

zahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Wirtschaft und Stadtent-
wicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Vermessung, beglau-
bigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt 
Marzahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Wirtschaft und Stadt-
entwicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Stadtplanung und 
Fachbereich Bauaufsicht, Wohnungsaufsicht und Denkmalschutz 
kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss

1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Marzahn-Hel-
lersdorf von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in 
Satz 1 genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten 
Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbe-
achtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind. 

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 29. Juni 2015

Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin

K o m o ß 
Bezirksbürgermeister

Christian  G r ä f f
Bezirksstadtrat für Wirtschaft 

und Stadtentwicklung

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 10-48 

im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Hellersdorf
Vom 29. Juni 2015
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